
Theaterplatz 8
5400 Baden
T  +41 56 204 96 00 info@merkitreuhand.ch
F  +41 56 204 96 01 www.merkitreuhand.ch

Manche AG’s oder GmbH’s nehmen es 
mit der Einhaltung von Vorschriften mit 
formellen Inhalten nicht allzu genau, z.B. 
mit Artikel 699 Abs. 2 OR, wonach die Ge-
neralversammlung einer AG (und analog 
einer GmbH) innerhalb von sechs Mona-
ten nach Schluss des Geschäftsjahres 
durchgeführt werden muss. Diese Vor-
schrift wurde bisher in der Praxis mehr-
heitlich als Ordnungsvorschrift aufgefasst. 

Oftmals werden Verwaltungsrat (und Re-
visionsstelle) für die Dauer eines Jahres 
gewählt und meist fällt der Schluss des 
Geschäftsjahres auf den 31. Dezember. 
Manchmal wird auch schlicht und einfach 
vergessen, einen Verwaltungsrat oder die 
Revisionsstelle an der GV in ihren Ämtern 
formell zu bestätigen. Verlängert sich de-
ren Mandate dann stillschweigend bis zur 
nächsten Generalversammlung?

Wie verhält es sich, wenn die Revisions-
stelle den Jahresabschluss per 31.12. z.B. 
neun Monate nach dem Bilanzstichtag 
prüft und der Verwaltungsrat die General-
versammlung nach zehn Monaten einbe-
ruft? Hatte dann die Amtsdauer des Ver-
waltungsrates (und der Revisionsstelle) 
am 30.6. bereits geendet und hätte ein 
Verwaltungsrat, der nicht mehr im Amt ge-
wesen war, die Generalversammlung ein-
berufen? Und hätte eine sich nicht mehr 
im Amt befindliche Revisionsstelle die 
Jahresrechnung geprüft?

Das Bundesgericht hat nun in einem Ent-
scheid vom 3.12.2021 (BGer 4A_496/2021) 
in seiner Weisheit folgendes gefunden: 
«3.5. Zusammenfassend ist ... festzuhal-
ten: Das Amt des Verwaltungsrates endet 
mit Ablauf von sechs Monaten nach 
Schluss des betreffenden Geschäftsjah-

res, wenn keine Generalversammlung 
nach Art. 699 Abs. 2 OR durchgeführt 
oder die Wahl nicht traktandiert wurde.»

Die Folge wäre, dass es in der vorgenann-
ten Konstellation ab dem 1. Juli keinen Ver-
waltungsrat gibt. Die Gesellschaft leidet 
damit an einem Organisationsmangel. Ein 
Aktionär, Gläubiger oder der Handelsregis-
terführer könnten diesfalls dem Richter 
nach Artikel 731b OR beantragen, die er-
forderlichen Massnahmen zu ergreifen. 
Möglich wäre, dass der Richter u.a. der 
Gesellschaft die Auflösung androht oder 
das fehlende Organ ersetzt. Welche zivil-
rechtlichen Folgen sich aus den Handlun-
gen eines sich nicht mehr im Amt befindli-
chen Verwaltungsrates ergeben, müssen 
wir hier offenlassen. Allenfalls klärt diese 
Frage das Bundesgericht in einem nächs-
ten Urteil.

Es empfiehlt sich jedenfalls, die kurze 
sechsmonatige Frist nach Artikel 699 OR 
zur Durchführung der Generalversamm-
lung einzuhalten und dies bei der Jahres-
planung im Voraus zu berücksichtigen, 
vor allem wenn die Gesellschaft noch 
Stockwerkeigentum besitzt und die Stock-
werkeigentümer ihre Versammlung erst 
noch durchführen müssen. Im KMU-Be-
reich finden oftmals Universalversamm-
lungen aller Aktionäre statt, wofür in ei-
nem solchen Fall die Einhaltung der für die 
Einberufung erforderlichen Formvorschrif-
ten nicht nötig wäre.

Wir wünschen Ihnen eine lichtvolle Ad-
ventszeit, ein schönes Weihnachtsfest 
und ein erfolgreiches und gesundes neues 
Jahr.

Ihre Merki Treuhand AG
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«Vermeiden Sie Organisationsmängel in Ihrer 
Gesellschaft»

Lohnabzüge/AHV-Renten 2023

Die AHV/IV-Renten werden per 1. Januar 2023 der aktuellen Preis- und Lohn-
entwicklung angepasst und um 2.5% erhöht. Diese Anpassung hat auch Aus-
wirkungen auf die obligatorische Vorsorge. Gleichzeitig fällt bei der Arbeitslo-
senversicherung der Solidaritätsbeitrag von 1% weg. Die Mindestbeiträge der 
Selbständigerwerbenden und der Nichterwerbstätigen für AHV, IV und EO betragen 
CHF 514 pro Jahr, der Beitrag für die freiwillige AHV/IV CHF 980. 

Einen Überblick über die im Jahr 2023 gültigen Lohnabzüge und AHV-Renten liefert die 
folgende Aufstellung:

 

            2022  2023
AHV/IV/EO/ALV
AHV/IV/EO      10.60% 10.60%
ALV bis CHF 148'200         2.2%  2.2%
Total       12.80% 12.80%
ALV Solidaritätsbeitrag ab CHF 148'201                      1%      0%

Arbeitnehmerbeiträge         6.4%     6.4%
ALV Solidaritätsbeitrag ab CHF 148‘201        0.5%  0%

Höchstgrenze ALV und UVG
pro Monat       12‘350 12‘350
pro Jahr      148‘200 148‘200

Beitragsfreier Lohn für 64-/65jährige:
pro Monat          1‘400 1‘400
pro Jahr        16‘800 16‘800  

BVG-Obligatorium
Maximal massgebender Jahreslohn     86‘040 88‘200
Koordinationsabzug       25‘095 25‘725
Max. koordinierter BVG-Lohn      60‘945 62‘475
Arbeitnehmer obligatorisch zu versichern ab Jahreslohn   21‘510 22‘050
Min. koordinierter BVG-Lohn         3‘585 3‘675

Maximaler Steuerabzug für Säule 3a*
Abzug in Ergänzung zur 2. Säule       6‘883 7‘056
Selbständigerwerbende ohne 2. Säule     34‘416 35‘280
bzw. max. 20% des Erwerbseinkommens

AHV-Renten
Minimale einfache AHV-Rente        1‘195 1‘225
Maximale einfache AHV-Rente        2‘390  2‘450 
Min. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten       1‘793 1‘838
Max. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten     3‘585 3‘675

*Bei Erwerbstätigkeit über das Rentenalter hinaus, kann der Bezug der Altersleistung  
  der Säule 3a um maximal 5 Jahre hinausgeschoben und es können während maxi-       
  mal 5 Jahren Beiträge bezahlt werden.
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Künstliche Intelligenz im Treuhandwesen:
Chancen, Herausforderungen und Risiken
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Liebe Kundinnen und Kunden, 
liebe Geschäftspartner

Künstliche Intelligenz (KI) verändert die Arbeits-
welt in rasantem Tempo – auch in den Bereichen 
Treuhand, Wirtschaftsprüfung und Steuern. Vie-
le Routineaufgaben können heute automatisiert 
und deutlich effizienter erledigt werden. Doch 
was bedeutet diese Entwicklung für unsere 
Kunden?

Die grösste Veränderung liegt in der Verarbei-
tung und Analyse von Daten. KI-Systeme kön-
nen Belege erkennen, Buchungen vorschlagen, 
Auswertungen erstellen und grosse Datenmen-
gen in kurzer Zeit analysieren. Dadurch werden 
administrative Prozesse schneller und effizien-
ter. Für unsere Kunden bedeutet dies vor allem 
kürzere Bearbeitungszeiten, aktuellere Informa-
tionen und eine höhere Transparenz.

In der Wirtschaftsprüfung ermöglicht KI die 
Analyse kompletter Datenbestände anstelle ein-
zelner Stichproben. Auffälligkeiten und Risiken 
können schneller erkannt werden. Die Verant-
wortung für die Beurteilung und die Schlussfol-
gerungen bleibt jedoch beim Wirtschaftsprüfer. 
Fachwissen, Erfahrung und kritisches Denken 
können nicht durch Technologie ersetzt werden.

Auch in der Treuhand, Buchhaltung und Lohn-
administration bietet KI zahlreiche Vorteile. 
Rechnungen und Belege werden automatisch 
verarbeitet, Abläufe vereinfacht und Fehlerquel-
len reduziert. Gleichzeitig gewinnen Beratungs-
leistungen an Bedeutung. Statt Zeit für Routine-
arbeiten aufzuwenden, können wir unsere Kun-
den noch stärker bei finanziellen und 
unternehmerischen Fragestellungen unterstüt-
zen.

Im Steuerbereich unterstützt KI bei Recher-
chen, der Analyse von Sachverhalten und der 

Erstellung von Steuererklärungen. Gerade bei 
komplexen Fragestellungen bleibt jedoch die in-
dividuelle Beurteilung durch qualifizierte Fach-
personen entscheidend. Steuerliche Entschei-
dungen erfordern neben Fachwissen auch die 
Berücksichtigung der persönlichen und wirt-
schaftlichen Situation eines Unternehmens oder 
einer Privatperson.

Trotz aller technologischen Fortschritte 
bleibt die persönliche Kundenbeziehung 
zentral. Vertrauen, Erfahrung und das Verständ-
nis für individuelle Bedürfnisse lassen sich nicht 
automatisieren. KI kann Daten verarbeiten und 
Muster erkennen, sie ersetzt jedoch nicht den 
persönlichen Austausch und die Verantwortung 
des Beraters.

Mit dem Einsatz von KI sind auch Risiken ver-
bunden. Systeme können fehlerhafte Ergebnis-
se liefern, unvollständige Informationen ver-
wenden oder falsche Schlussfolgerungen zie-
hen. Zudem gewinnen Datenschutz und 
Informationssicherheit weiter an Bedeutung. 
Deshalb wird bei SOLIDIS KI stets unter fach-
licher Aufsicht eingesetzt und die Ergebnisse 
werden immer kritisch geprüft.

Unser Fazit: KI wird die Treuhandbranche nach-
haltig verändern und viele Prozesse effizienter 
gestalten. Für unsere Kunden entstehen da-
durch neue Möglichkeiten und ein höherer Nut-
zen. Gleichzeitig bleiben Fachkompetenz, Ver-
antwortung und die persönliche Beratung die 
Grundlage einer erfolgreichen Zusammenarbeit. 
Die Zukunft gehört dem Zusammenspiel von 
moderner Technologie und menschlicher Exper-
tise.

Herzliche Grüsse
Reto Gribi
Geschäftsführender
Partner der Solidis Gruppe



Individualbesteuerung
Am 8. März 2026 haben die Schweizer 
Stimmberechtigten das Bundesgesetz über 
die Individualbesteuerung angenommen. 
 
Die Einführung der Individualbesteuerung 
markiert einen fundamentalen Wechsel im 
Steuerwesen, der eng mit der geplanten Ab-
schaffung des Eigenmietwertes verknüpft ist. 
Dieser Systemwechsel soll die sogenannte 
Heiratsstrafe beseitigen und die Erwerbstätig-
keit fördern, hat aber weitreichende Auswir-
kungen auf Haushalte und Wohneigentümer. 

Heute werden verheiratete Paare gemeinsam 
besteuert, während unverheiratete Paare ein-
zeln besteuert werden. Dieser Unterschied 
kann dazu führen, dass Personen in einer ver-
gleichbaren wirtschaftlichen Situation je nach 
Zivilstand unterschiedliche Steuerbeträge 
zahlen. Diese Situation ist seit vielen Jahren 
Gegenstand politischer Debatten. 

Neues Prinzip: Ehegatten werden nicht 
mehr als wirtschaftliche Einheit erfasst, son-
dern wie Konkubinatspaare separat besteu-
ert. Jeder Partner reicht eine eigene Steuer-
erklärung ein und versteuert sein eigenes 
Einkommen (Lohn, Rente) bzw. Vermögen. 

Zeitplan: Die Reform tritt spätestens am  
1. Januar 2032 in Kraft. 

Umsetzung: Damit die Reform schweizweit 
einheitlich umgesetzt werden kann, müssen 
die Kantone ihre Steuergesetze, Tarife und 
Abzüge grundlegend überarbeiten. Während 
der Bund den Rahmen vorgibt, behalten die 
Kantone ihre Tarif-Autonomie, dürfen aber 
nicht mehr zwischen verheirateten und un-
verheirateten Personen unterscheiden. Viele 
Detailregelungen werden erst im Zuge der 
Umsetzung festgelegt.

Abschaffung Eigenmietwert
Der anlässlich der Volkstabstimmung vom 
28. September 2025 beschlossene System-
wechsel bei der Wohneigentumsbesteue-
rung bringt fundamentale und systematische 
Veränderungen mit sich, die nicht nur Perso-
nen mit selbstbewohntem Wohneigentum, 
sondern auch Vermieterinnen und Vermieter, 
sogar Personen ohne Wohneigentum betref-
fen können.

Der Systemwechsel bei der Wohneigen-
tumsbesteuerung ist das Ergebnis eines lan-
gen politischen Prozesses, der sich über 
mehrere Jahrzehnte erstreckte. Seit der Ein-
reichung der ersten diesbezüglichen Volksin-
itiative «Wohneigentum für alle» im Jahre 
1993 bis zur Annahme der Reform letzten 
Jahres, wurde das Thema wiederholt kontro-
vers diskutiert und der Eigenmietwert zu-
nehmend in Frage gestellt. 

Der Systemwechsel bei der Wohneigen-
tumsbesteuerung führt im Vergleich zu heu-
te zu einer starken Begrenzung des Schuld-
zinsenabzugs. So können Personen ohne 
steuerbare Miet- und Pachtverträge künftig 
auch keine Schuldzinsen mehr geltend ma-
chen. Hingegen bleiben im Rahmen des all-
gemeinen Abzugs die privaten Schuldzin-
sen von Personen, die Liegenschaften ver-
mieten und oder verpachten, bis zu einem 
gewissen Grad abzugsfähig. Die Reform 
sieht ferner einen Ersterwerber-Abzug für 
Schuldzinsen vor. Dieser besteht für Perso-
nen, die erstmals Wohneigentum in der 
Schweiz erwerben, das sie als Erstliegen-
schaft nutzen.

Auch wenn der Eigenmietwert künftig steu-
erlich nicht mehr berücksichtigt wird, gelten 
während der Übergangsfrist weiterhin die 
bisherigen Regelungen. Eigenheimbesitzer 
dürfen weiterhin steuerliche Abzüge gel-
tend machen, insbesondere im Bereich von 
Unterhaltskosten und Hypothekarschulden. 
Zudem können werterhaltende Ausgaben 
wie Reparaturen und Renovationen von den 
Steuern abgezogen werden. 

Fazit
Obwohl die Abschaffung des Eigenmiet-
wertes und die Einführung der Individualbe-
steuerung auf den ersten Blick einfacher, 
transparenter und gerechter wirken, muss 
bei genauerer Betrachtung festgehalten 
werden, dass die Reformen im Vergleich 
zum heutigen Regime zu einer Fülle von 
neuen Abgrenzungsproblemen und erhöh-
ter Komplexität führen. Dies dürfte in der 
Praxis sowohl für Steuerpflichtige, Berate-
rinnen und Berater als auch für die Veranla-
gungsbehörden einen höheren Aufwand 
bringen.  

Ganzheitliche Betrachtung Individualbesteuerung / 
Eigenmietwert



Auf dem Weg zur Individualbesteuerung: 
Instrumentarium

Wenn denn einmal die Individualbesteue-
rung im Bund und in den Kantonen einge-
führt sein wird (spätestens ab 1. Januar 
2032), haben Ehegatten je eine Steuerer-
klärung nach Massgabe ihrer zivilrechtli-
chen Verhältnisse abzugeben und werden 
getrennt besteuert.

Ausgangslage: Die Einkommenssteuern 
verlaufen querbeet in den Kantonen und 
vor allem im Bund (sehr) progressiv. Die 
Vermögenssteuern sind entweder linear 
(Kantone SZ, SG, TG, LU) oder ebenfalls 
progressiv (Kantone ZH, AG, GR, BE, SO).

Bei den Erbschafts- und Schenkungssteu-
ern sind Ehegatten und Nachkommen 
meistens völlig steuerbefreit (Kantone SZ, 
ZH, SG, AG, GR, TG, LU, BE, SO). Vermö-
gensübergänge von Nachkommen auf die 
Eltern werden jedoch oftmals besteuert 
(Kantone ZH, SG, AG, GR, TG, LU, BE).

Wie kann eine gewünschte Einkom-
mens- und Vermögensverteilung zu 
Lebzeiten oder im Todesfall erreicht 
werden? Dabei sind weitere künftige 
Vermögensübergänge so weit als mög-
lich zu berücksichtigen.

1.	 Durch lebzeitige zivilrechtliche Gestal-
tung, z.B. mittels Schenkung, entweder 
von Hand zu Hand (bewegliche Gegen-
stände) oder schriftlich durch Zession 
(Forderungen). Bei Grundstücken ist ein 
Schenkungsvertrag mit öffentlicher Be-
urkundung erforderlich. Evtl. fallen dabei 
Handänderungssteuern, sicherlich aber 
Gebühren an. Sollten bei Grundstücken 
Hypotheken übernommen werden, so 
wird das Rechtsgeschäft im Umfang der 
übernommenen Hypothek zu einem 
mindestens teilweise entgeltlichen (evtl. 
Grundstückgewinnsteuer). Für den Fall 
einer späteren Ehescheidung kann  
ein Ehevertrag (mit öffentlicher Beur-
kundung) abgeschlossen werden.

Eine wichtige Gestaltungsmöglichkeit 
kann der Vorbehalt einer Nutznies- 
sung sein, wenn man sich wirtschaft-

lich den Nutzen eines Vermögens- 
gegenstandes vorbehalten will. Ein-
kommens- und Vermögenssteuer-
pflichtig bleibt dann der Nutzniesser.

Bei Familiengesellschaften ist zu überle-
gen, ob einer tatsächlich mitarbeitenden 
Ehefrau ein Lohn bezahlt werden soll.

2.	 Durch Verfügungen von Todes wegen 
wie eigenhändiges Testament oder  
öffentlich beurkundetes Testament 
oder Erbvertrag, allenfalls mit Vor-  
und Nacherbschaft (weil für die  
Zwecke der Erbschaftssteuer das  
Verhältnis des Nacherben zum Erben 
und nicht zum Vorerben zählt).

3.	 Durch Ausschlagung einer Erbschaft 
oder eines Vermächtnisses binnen drei 
Monaten mit einer schriftlichen Erklä-
rung an die hierfür zuständige Behörde. 
Die Ausschlagung gilt dabei nicht als 
Zuwendung, wohl aber die vom Gesetz 
oder der letztwilligen Verfügung abwei-
chenden Zuteilung im Rahmen einer 
Erbteilung (sog. Querschenkung).

4.	 Durch schriftliche Erklärung gegenüber 
einer Vorsorgeeinrichtung betr. Ver-
wendung des Vorsorgekapitals im To-
desfall.

Bei allen Vorgehensweisen ist ein Satz aus 
den mittelalterlichen Gesta romanorum 
bedenkenswert: «Quidquid agis, pruden-
ter agas et respice finem.» «Was immer 
Du tust, handle mit Bedacht, und bedenke 
das Ende». Im Zuge der (abgelehnten) Erb-
schaftssteuerinitiative 2011 haben man-
che Steuerpflichtige Vermögensübertra-
gungen in die Wege geleitet, deren heuti-
ge Korrektur Kopfzerbrechen bereitet und 
Steuerfolgen auslöst.



GwG-Revision: Neue Sorgfaltspflichten

Hintergrund der Gesetzesrevision
Der zunehmende internationale Druck so-
wie Empfehlungen der Financial Action Task 
Force (FATF) haben den Bund veranlasst, die 
Bekämpfung der Geldwäscherei und Terro-
rismusfinanzierung weiter zu verschärfen. 
Mit der am 26. September 2025 verabschie-
deten Revision des schweizerischen Geld-
wäschereigesetzes (GwG) werden erstmals 
bestimmte Beratungstätigkeiten dem GwG 
unterstellt. Neu unterstehen insbesondere 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
der Gründung und Strukturierung juristischer 
Personen sowie im Bereich von Immobilien-
Transaktionen dem Gesetz. Ziel der Revision 
ist insbesondere, bestehende regulatori-
sche Lücken zu schliessen und die Transpa-
renz bei potenziell geldwäschereianfälligen 
Strukturen zu erhöhen.

Warum braucht es neben strafrechtlichen 
Bestimmungen zusätzlich das GwG?
Die Geldwäscherei wird in der Schweiz 
strafrechtlich insbesondere durch die Ein-
ziehung krimineller Vermögenswerte (Art. 
72 StGB), die Bestrafung geldwäscherei-
relevanter Handlungen (Art. 305bis StGB) 
sowie unsorgfältigen Finanzgebarens (Art. 
305ter StGB) bekämpft. Diese Massnah-
men allein genügen jedoch nicht, um Geld-
wäscherei wirksam zu verhindern.

Das GwG verfolgt deshalb einen präventiven 
Ansatz: Durch verbindliche Sorgfaltspflich-
ten soll verhindert werden, dass Gelder kri-
mineller Herkunft überhaupt in den legalen 
Wirtschaftskreislauf gelangen. Die Einhal-
tung dieser Pflichten wird kontrolliert.

Welche Tätigkeiten sind dem GwG unter-
stellt?
Gemäss Art. 2 Abs. 3bis lit. a–e sowie Abs. 
3ter nGwG unterstehen folgende Tätigkeiten 
natürlicher und juristischer Personen dem 
GwG. Betroffen sind insbesondere Anwalts-
kanzleien, Treuhandunternehmen, Notariate 
sowie weitere Dienstleister, die solche Trans-
aktionen begleiten oder strukturieren.

•	 Kauf und Verkauf von Grundstücken; 
•	 Gründung nicht operativer Rechtseinhei-

ten in der Schweiz oder im Ausland; 
•	 Führung und Verwaltung nicht operativer 

Rechtseinheiten; 

•	 Einlagen und Ausschüttungen solcher 
Rechtseinheiten; 

•	 Kauf und Verkauf von Rechtseinheiten 
durch nicht operative Rechtseinheiten; 

•	 Bereitstellung einer Adresse oder von 
Räumlichkeiten als Domizil oder Sitz  
einer Gesellschaft für länger als sechs 
Monate.

Beraterinnen und Berater unterstehen dem 
GwG nicht generell, sondern nur soweit sie 
berufsmässig an den genannten Tätigkeiten 
mitwirken (BBl 2024 1607, S. 162).

Transaktionsbezogene Mitwirkung und 
Mehrfachunterstellung
Da die Unterstellung an die jeweilige Mitwir-
kung anknüpft, können bei einer Transaktion 
mehrere Personen gleichzeitig als Bera-
terinnen oder Berater im Sinne des GwG 
gelten. Je nach Aufgabenverteilung können 
beispielsweise Anwaltskanzleien, Notariate, 
Treuhandbüros oder weitere spezialisierte 
Dienstleister unterstellt sein. Die Unter-
stellung erfolgt dabei unabhängig davon, ob 
mehrere Beteiligte an derselben Transaktion 
mitwirken oder unterschiedliche Aufgaben 
wahrnehmen.

Jede beteiligte Stelle muss die Unterstel-
lung für ihr eigenes Mandat prüfen, ge-
gebenenfalls über einen SRO-Anschluss 
verfügen und die GwG-Pflichten erfüllen. 
Dazu gehören insbesondere die Identifizie-
rung der Vertragspartei, die Feststellung der 
wirtschaftlich berechtigten Person sowie die 
Abklärung von Hintergrund und Zweck der 
Geschäftsbeziehung.

Inkraftsetzung
Das Inkrafttreten des revidierten GwG war 
ursprünglich auf Juli 2026 vorgesehen, wur-
de derzeit jedoch auf Herbst 2026 verscho-
ben. Betroffene Unternehmen müssen sich 
frühzeitig mit den neuen Anforderungen be-
fassen und die notwendigen Massnahmen 
umsetzen. Spätestens zwei Monate nach  
Inkrafttreten des Gesetzes muss der erfor-
derliche SRO-Anschluss bestehen. Unter-
nehmen sollten daher ihre internen Prozesse, 
Zuständigkeiten und Compliance-Strukturen 
frühzeitig überprüfen und gegebenenfalls an-
passen.


